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Vorbehalt entgegen der angekündigten Ausstattung der Wohnungen mit Multi-Sensor-Plus-Rauchmeldern
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Sehr geehrte Damen und Herren,
wir legen hiermit unsere Vorbehalte gegenüber der Ausstattung mit Multi-Sensor-Plus-Rauchmeldern inklusive aller zusätzlichen Funktionen dar und fordern Sie dazu auf davon abzusehen.
Der Austausch vorhandener Rauchmelder kann nicht als Modernisierung gemäß § 555b BGB betrachtet werden (vgl. BGH VIII ZR 213/21). Die in der Ankündigung beschriebenen Zusatzfunktionen stellen keine notwendige Aufwertung der Wohnung dar. Angaben zur Funktionsweise, Datenverarbeitung und den Sicherheitsstandards sind unvollständig, sodass eine Bewertung der Maßnahme nicht möglich ist. Die vorliegende Ankündigung erfüllt daher nicht die Voraussetzungen des § 555c BGB, sodass die Duldungspflicht entfällt.
Gemäß § 47 Abs. 4 SächsBO ist es erforderlich, dass Sie für die Betriebsbereitschaft von Pflicht-Rauchmeldern Sorge tragen. Der Austausch solcher Geräte ist als Erhaltungsmaßnahme zulässig, wobei jedoch darauf zu achten ist, dass dieser nicht mit zusätzlichen, nicht erforderlichen Funktionen gekoppelt wird. Funktionen, die darüber hinausgehen, wie Hitzemelder, Kohlenmonoxidmelder oder Raumklimamessung, sind als solche keine Erhaltungsmaßnahmen und daher nicht zu tolerieren.
Die Zusatzfunktionen stellen demnach keine bauliche Veränderung der Mietsache dar und verfolgen auch nicht den Zweck der Modernisierung gemäß § 555b BGB. Gemäß § 555b Nr. 6 BGB existiert keine bauordnungsrechtliche Vorschrift, die die Installation von Hitzemeldern oder Kohlenmonoxid-Warnungen vorschreibt. Die weiteren Funktionen steigern weder objektiv den Gebrauchswert noch die Sicherheit der Wohnung gemäß § 555b Nr. 4 BGB. 
Noch dazu sind in unserem Haus keine Kohlenmonoxidquellen vorhanden, da wir an die Fernwärme angeschlossen sind.
Darüber hinaus erfassen, speichern und übertragen die Geräte personenbezogene Daten. Gemäß den vorliegenden Informationen werden diese Daten mutmaßlich in einer Cloud außerhalb der Europäischen Union, womöglich in den Vereinigten Staaten von Amerika, gespeichert. Diese Vorgehensweise kann als unverhältnismäßiger Eingriff in die Privatsphäre gemäß § 13 BDSG und Art. 8 GG gewertet werden und steht im Widerspruch zu den Anforderungen der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), insbesondere ohne Nachweis geeigneter Schutzmaßnahmen. Die unklare Dateninfrastruktur und Funkvernetzung erhöhen zudem das Risiko für Missbrauch und Fehlalarme und begründen eine weitere Besitzstörung.
Auch wirtschaftliche Gründe sprechen gegen die Maßnahme: Die Geräte kosten einzeln 125 €, was unangemessen teuer ist. Zusätzlich zu den anfänglichen Kosten fallen laufende Betriebskosten an, die durch Funkübertragung, Cloud-Speicherung, Wartung und Fernwartung entstehen und zuvor nicht erforderlich waren. Gemäß § 556 Abs. 1 Satz 2 BGB ist die Umlegung neuer Betriebskosten auf die Mieter nur in dem Fall zulässig, sofern diese im Mietvertrag vereinbart wurden oder eine ausdrückliche gesetzliche Zulässigkeit besteht. Dies ist relevant für laufende Mietverhältnisse. Die geplanten Zusatzkosten fallen weder unter die Betriebskostenverordnung (BetrKV) noch sind sie vertraglich vereinbart. Darüber hinaus verstoßen die Anschaffungs- und laufenden Kosten gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot (§ 556 Abs. 1 BGB), da sie im Verhältnis zum tatsächlichen Nutzen der Zusatzfunktionen unverhältnismäßig hoch sind. Eine Umlage dieser Kosten auf die Mieter ist daher unzulässig.
Die angekündigte Ausstattung mit Multi-Sensor-Plus-Geräten ist demnach weder als Modernisierung noch als Erhaltungsmaßnahme zu betrachten. Die Ankündigung ist daher gemäß § 555c BGB unwirksam, da die Kosten als unverhältnismäßig zu betrachten sind und zudem signifikante Risiken im Hinblick auf den Datenschutz und die Sicherheit bestehen. Eine Duldungspflicht unsererseits besteht nicht. Wir fordern Sie auf, die Installation der Multi-Sensor Plus Rauchmelder  nicht durchzuführen.
Falls Sie dieser Darlegung widersprechen wollen ist die Alternative, dass wir die Maßnahme zwar nicht dulden, Sie diese unter Vorbehalt aber gerne durchführen können. In diesem Fall würden wir in Absprache mit dem Mietverein Dresden e.V. eine Deckungsanfrage an die Rechtsschutzversicherung stellen und eine Klage zur Entfernung der eingebauten Multi-Sensor-Plus-Rauchmelder anstreben.
Unabhängig davon legen Sie uns bitte schlüssig da, wie eine sichere Datenübertratung nach DSGVO überhaupt möglich wäre.
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